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Die heutigen Gemeindewappen sind Ge- 
meinschaftssymbole, deren Wurzeln bis ins 12. 
Jahrhundert zurückreichen, als Städte Siegel 
annahmen, mit denen sie sich zu rechtsfähigen 
Gemeinschaften erklärten. Viele Wappen ent-
standen aus alten Gemeindesiegeln oder sind 
ausdrückliche Verleihungen der Landesfürsten. 
Manche von ihnen gehen auch auf Verleihungen 
von Herrschaftsinhabern zurück, wie z. B. geist
liche Landesfürsten. Sie entwickelten analog der 
Adelswappen eine eigene Formensprache und 
strenge Regeln und wurden so zu reglemen
tierten Hoheitszeichen, die aber auch immer 
wieder Änderungen und Anpassungen unter-
zogen wurden. Seit dem Spätmittelalter ver-
suchten die römisch-deutschen Kaiser bzw. 
die Landesfürsten und Territorialherren das 
Recht der Wappenverleihungen, ebenso wie 
die Verleihung des Stadt- und Marktrechtes 
an sich zu ziehen. Zu Beginn des Kaisertums 
Österreich 1804 war bereits Rechtssicherheit 
gegeben und das alleinige Recht Gemeinden 
Wappen zu verleihen war dem Kaiser vorbe-
halten. Ausübendes Organ der Verwaltung 
war bis 1848 die Böhmisch-Österreichische 
Hofkanzlei, danach die oberste Adelsbehörde 
im k. k. Ministerium des Inneren. Obwohl 

sich das Recht ein Wappen zu führen nur auf 
Städte und Märkte erstreckte, gab es zahlreiche 
Ortsgemeinden, die gewohnheitsrechtlich 
ebenfalls ein Wappen führten (z. B. Arnold- 
stein, Millstatt, St. Paul, oder Penzing (heute 
ein Stadtteil von Wien). Obwohl auf Grund 
des Gemeindegesetzes von 1849 die Gemeinde 
als eine eigene Rechtspersönlichkeit konstitu-
iert und als solche handlungs- und siegelfähig 
wurde, hielt das k. k. Ministerium des Inneren 
auch noch 1905 an der Anschauung fest, 
dass nur an Stadt- und Marktgemeinden ein 
Wappen verliehen werden dürfe.

Unter Josef II. wurde ab 1783 in den größe-
ren landesfürstlichen Städten der Rat durch 
den Magistrat ersetzt. Der Magistrat war ab 
nun jene bürgerliche Behörde, die an die Stelle 
des Stadtrates und des Stadtgerichtes trat 
und damit sowohl die Rechtssprechung, die 
politische Verwaltung, als auch die Finanz
verwaltung erledigte. Das leitete eine Ent
wicklung ein, die viele landesfürstliche Städte 
und Märkte bewog, ihr bisher geführtes Wap
pen einem kaiserlichen Doppeladler auf die 
Brust zu legen, ohne dass sie eine eigene Bewil- 
ligung dazu gehabt hätten (Abb. 1). Damit 
wollten sie auch symbolisch ihre stärkere 
Autorität nach Außen dokumentieren, nach 
dem Beispiel anderer landesfürstlicher Städte. 
Eine Untersuchungskommission hatte um die 
Wende zum 19. Jahrhundert in der Steiermark 
und Kärnten festgestellt, dass vor allem im 
Kreis von Bruck an der Mur einige Magistrate 
widerrechtlich den kaiserlichen Adler in ihrem 
Wappen führten. Die Hofkanzlei erließ des-
halb in ihrer Sitzung 1807 das Dekret, dass nur 
jene Städte und Märkte, die entweder bereits 
seit 30 Jahren den kaiserlichen Adler in ihren 
Wappen führten, oder eine besondere Erlaub-
nis dazu hätten, den Adler weiter belassen durf-
ten, die anderen ihr Wappen zu ändern hätten.1 

1 Österreichisches Staatsarchiv, Abt. Allgemeines Ver
waltungs-, Finanz- und Hofkammerarchiv (in Hinkunft: 
AVA), Adelsarchiv, Generalien 38, Gemeindewappen, Zl. 
34 ex Juli 1807.
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Abb. 1: Bruck an der Leitha.
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kaiserlichen Bewilligung erwirken werden, 
wie es auch tatsächlich gelegentlich geschah: 
1862 wurde der Doppeladler für das Siegel 
des Feuerversicherungsvereins der vereinigten 
Dorfschaften an der Elbe5 und 1867 dem bür-
gerlichen Scharfschützenkorps in Budweis für 
seine Fahne bewilligt.6 1870 durfte der Verein 
der Gold- und Silberarbeitergehilfen in Prag das 
Landeswappen, jedoch ohne die Kroninsignien 
für seine Vereinsfahne verwenden.7

Hugo Gerard Ströhl, Wappenmaler und 
Autor verschiedener Wappenbücher propa-
gierte in seinem Buch «Städte-Wappen von 
Österreich-Ungarn» von 1904, dass man die 
Gemeindewappen in ein Rangsystem bringen 
sollte. Je nach der Größe der Städte sollten sich 
die über den Schilden aufliegende fünfzinnigen 
Mauerkronen durch ihre Farben unterscheiden: 

Die Landeshauptstädte sollten eine: goldene 
Mauerkrone

Städte über 50 000 Einwohner eine: silberne 
Mauerkrone

Städte mit weniger als 50 000 Einwohner 
sollten eine naturfarbene Mauerkrone bekom-
men.8

Dieses System setzte sich aber nicht durch.

5 AVA, Adelsarchiv, Generalien 35, Zl. 1256/1862.
6 Wiener Zeitung vom 4. 12. 1867.
7  AVA, Adelsarchiv, Generalien 35, Zl. 454/1867.
8 Hugo Gerard Ströhl: Städte-Wappen von Österreich-

Ungarn (Wien 1904, Reprint 2002), Einleitung

werden musste: Die Eichenblätter-Einfassung 
um den Schild und die geschlossenen Schnäbel 
der Adler waren zu ändern (Abb. 3). Ein weite-
res Beispiel zeigt das Wappen der königlichen 
Stadt Bassano aus 1854 (Abb. 4).

Mit der 1848 beschlossenen Auflösung der 
Grundherrschaft erfolgte die Konstituierung 
der Ortsgemeinden, die ab nun eine neue freie 
Rechtspersönlichkeit bildeten und an deren 
Spitze eine frei gewählte Gemeindevertretung 
stand. Diese neue Rechtsgrundlage bewog 
sogleich mehrere Gemeinden den kaiserlichen 
Adler in ihre Siegel bzw. Wappen aufzuneh-
men. Ein treffendes Beispiel ist das Amtssiegel 
der neuen Ortsgemeinde Flachau im Kronland 
Salzburg mit dem kaiserlichen Adler und der 
Umschrift: «k. k. österreichische Ortsgemeinde 
Flachau».3 Da aber immer mehr Gemeinden, 
private Gesellschaften und Vereine darauf 
drängten den k. k. Adler in ihre Wappensiegel 
aufnehmen zu dürfen, musste schließlich das 
k. k. Ministerium des Innern dieser Entwick
lung Einhalt gebieten, da sonst ein zu großer 
Wildwuchs entstanden wäre. 1858 wurde 
schließlich die Verordnung herausgegeben, dass 
weder die Führung des k. k. Reichsadlers, noch 
die Verwendung eines Landeswappens gestat-
tet werden darf,4 da die Verwendung des k. k. 
Reichsadlers nur Reichsbehörden gestattet war. 
Eine Ausnahme davon konnte nur mit einer 

3 AVA, Adelsarchiv, Generalien 35, Zl. 22580/1850.
4 Reichsgesetzblatt Nr. 61/1858, Verordnung des k. k. 

Min. d. Inneren vom 24. April 1858.

Abb. 3: Endgültiges Wappen Venedig. Abb. 4: Bassano. 
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Niederösterreich erhielt mit der Schaffung 
einer neuen Landesverfassung 1920 auch ein 
neues Landeswappen. Als Zeichen des repub
likanischen Bürgertums wurde der Erzher
zogshut durch die Stadtmauerkrone ersetzt, wie 
sie auch im Bundeswappen zu sehen ist. Man 
war zwar gegen die Monarchie, wollte aber  
auf das Symbol einer Krone doch nicht ver
zichten (Abb. 6). 

Es dauerte noch bis 1925, als in einer Ver
fassungsnovelle die Gemeindeangelegenheiten 
an die Bundesländer übertragen wurden. Um  
in der Frage der Gemeindewappen trotzdem 
keinen Wildwuchs entstehen zu lassen, ergriff 
das Bundesland Kärnten die Initiative und  
regte eine gleichlautende Regelung für alle 
Länder an. Daraufhin machte das Bundes
kanzleramt in Abstimmung mit der Gratial
registratur10, einen Musterentwurf für ein Lan- 
desgesetz für alle acht Bundesländer (mit 
Ausnahme von Wien).11 In Zukunft sollte 
der jeweilige Landtag die Erhebung einer Orts- 
gemeinde zu einem Markt oder zu einer Stadt 
und die Berechtigung zur Führung von Wappen 
durch Gemeinden beschließen. Der Landes
hauptmann sollte die Urkunde unterschreiben, 
vor der Verleihung sollte aber ein heraldisches 

10 Gratialregistratur hieß die republikanische Nach
folgeorganisation der obersten Adelsbehörde im k. k. 
Ministerium des Innern, die nun im Bundeskanzleramt 
von 1918–1933 agierte. Danach wurde die Registratur als 
eigener Archivkörper in das Staatsarchiv des Innern und  
der Justiz integriert.

11 AVA, Adelsarchiv, Generalien 38, Gemeindewappen 
Zl. 83127/1926.

1. Republik
Nach dem Ersten Weltkrieg und dem 

Zusammenbruch der Monarchie musste die 
Verleihung der Gemeindewappen zunächst 
einmal auf eine neue Rechtsgrundlage gestellt 
werden. Das Recht der Wappenverleihung war 
in der Monarchie beim Kaiser bzw. König 
gelegen. Da die kaiserlichen Reservatrechte 
nun zur Disposition standen war es nicht 
ganz klar, in welcher Weise diese aufgeteilt 
werden sollten. Die föderale Verfassung teilte 
die Kompetenzen zwischen Gesamtstaat und 
den Ländern auf und es musste erst einmal 
ausgehandelt werden, wer für was zuständig 
wäre. Die allgemeine politische Stimmung war 
jedoch sehr aufgeheizt und nicht sehr positiv 
den Wappen gegenüber eingestellt, da sie als  
ein Relikt einer versunkenen feudalen Welt 
angesehen wurden. Inzwischen war es auch 
1919 zu einem Gesetz zur Aufhebung des 
Adels, seiner Titel und Würden gekommen, was 
praktisch zu einem Verbot der «Privatheraldik» 
führte und dadurch die Gemeindewappen als 
alleinig angewandte Heraldik übrigblieben, 
abgesehen vom Staatswappen.9 

In dieser revolutionären Stimmung ver-
loren das österreichische Staatswappen, das 
Landeswappen von Niederösterreich und auch 
das Wiener Stadtwappen ihre monarchischen 
Attribute (Abb. 5).

9 Michael Göbl, Heraldik in der Republik Österreich und 
ihre Zukunft. In: Wappen heute-Zukunft der Heraldik? 
Eine Historische Wissenschaft zwischen Kunst und 
Wissenschaft. (=Herold-Studien 9, Berlin 2014), S.147–156.

Abb. 5: Österreich vor und nach 1918.
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Gutachten des Bundeskanzleramtes (BKA) 
eingeholt werden und eine Urkundenabschrift 
sollte an die Gratialregistratur des BKA abge-
liefert werden.

In diesem Gesetzentwurf war jedoch noch 
ein gewisser Zentralismus eingebaut, der ein-
zelnen Länder nicht behagte. Sie stießen sich 
vor allem an der Begutachtung durch die 
Bundesbehörde, die sie ablehnten. Von den 
einzelnen Bundesländern haben daher nur 
Oberösterreich, Steiermark, Kärnten, Vorarl
berg und das Burgenland den Musterentwurf 
als Landesgesetz beschlossen. Salzburg und 
Tirol folgten dem Entwurf nur zum Teil. 
Niederösterreich berührte die Wappenfrage 
zwar überhaupt nicht, hielt sich jedoch de facto 
an den vorgeschlagenen Entwurf. Besonders  
das im Gesetz vorgesehene heraldisch Gut- 
achten durch die Wiener Behörde, das von 
jedem Wappenentwurf eingeholt werden sollte 
und die Übersendung eines Duplikates der 
fertigen Urkunde wurden nicht immer einge-
halten. Inhaltliche und formale Bestimmungen 
zur Wappengestaltung selbst waren ebenso 
wenig vorgesehen, wie eine Flaggenverleihung. 

Als 1934 die Republik durch den autoritä-
ren «Bundesstaat Österreich» abgelöst wurde, 
musste nämlich auch das Staatswappen eine 
Änderung erfahren. Das Ziel war mit Hilfe 
der Österreich-Ideologie ein neues Österreich-
Bewusstsein zu schaffen. Mit der Hervorhebung 
altösterreichischer Traditionen sollte an die 
Zeit von 1804–1806 angeknüpft werden, als 
Österreich sowohl Teil des Heiligen Römischen 
Reiches, als auch eigenständiges Kaisertum  

war. Für vier Jahre – bis 1938 – tauchte des-
halb der Doppeladler, mit Heiligenscheinen 
und einem Bindenschild auf der Brust, aus der 
Versenkung auf. Auf die Gemeindewappen  
hatte dies jedoch keine Auswirkungen. Die 
in dieser Periode neu verliehenen Gemeinde
wappen, wie z. B. Schrems, Trausdorf, Thern
berg, Thalgau, Rattersdorf oder Latern zeigen 
keine einschlägigen monarchistischen Sym- 
bole auf.

Als 1938 der Nationalsozialismus endgültig 
auch Österreich in seinen Machtbereich ein
gliederte, sollten auch die Gemeindewappen 
ideologisch gleichgeschaltet werden, wobei  
nicht nur religiöse Symbole ein Dorn im 
Auge waren, sondern auch zu österreichisch  
angehauchte Gemeindewappen. Der General- 
direktor der Staatsarchive in Berlin gab an 
das Reichsarchiv in Wien die Richtlinie aus, 
dass die in den Siegeln dargestellten Heili- 
gen oder sonstige ausgesprochen kirchliche 
Embleme (z. B. Bischofsmützen, Bischofsstäbe), 
in den neuen Gemeindewappen zu unterblei
ben haben. Er stützt sich dabei auf einen Er-
lass aus 1938 der schon in Hitlerdeutschland 
zu einer Überprüfung der Gemeindewappen 
geführt hatte, damit «besonders krasse Unzu
träglichkeiten (etwa hebräische Schriftzeichen, 
Gottesaugen im Dreieck u. ä.)» abgeändert 
werden sollten. Lediglich die Anwendung des 
Deutsch-Ordenskreuzes für Ostpreußen sollte 
davon ausgenommen sein.12

12 AVA, Adelsarchiv, Generalien 38, Gemeindewappen, 
Reichsarchiv Wien Zl. 4543/1941.

Abb. 6: Niederösterreich vor und nach 1918.


